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Stammrechtssatz

Für die Beurteilung nach § 6 Abs. 1 Z 4 AsylG 2005 (unter Bedachtnahme auf die unionsrechtlichen Vorgaben des Art.

14 Abs. 4 lit. b StatusRL) muss der Fremde wegen eines Verbrechens im Sinn des § 17 StGB rechtskräftig verurteilt

worden sein. Es muss sich bei der der Verurteilung zugrundeliegenden Straftat um eine solche handeln, die angesichts

ihrer spezi>schen Merkmale insofern eine außerordentliche Schwere aufweist, als sie zu den Straftaten gehört, die die

Rechtsordnung der betreAenden Gesellschaft am stärksten beeinträchtigen. Dazu gehören beispielsweise

Tötungsdelikte, Vergewaltigung, Kindesmisshandlung, Brandstiftung, Handel mit Suchtgiften und Suchtmitteln,

bewaAneter Raub, die Verletzung des Rechtsgutes der sexuellen Integrität von Kindern und aus terroristischen

Motiven begangene Straftaten. Bei der Beurteilung, ob jene Straftat, derentwegen ein Drittstaatsangehöriger

rechtskräftig verurteilt wurde, einen solchen außerordentlichen Schweregrad aufweist, sind sämtliche besondere

Umstände des Einzelfalls einzubeziehen, insbesondere die für diese Straftat angedrohte und verhängte Strafe, die Art

der Straftat, die erschwerenden und mildernden Umstände, die Art und das Ausmaß der durch diese Straftat

verursachten Schäden sowie das Verfahren zur Ahndung der Straftat - etwa ob hinsichtlich eines Delikts auch bei

geringerer Strafdrohung die Durchführung des Hauptverfahrens des Strafverfahrens einem Geschworenengericht (§

31 Abs. 2 StPO) überantwortet ist - zu berücksichtigen. Da jene Straftat, für die der Fremde verurteilt wurde, für sich

genommen den genannten Schweregrad aufweisen muss, ist es nicht statthaft, diesen Schweregrad durch die
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Kumulierung verschiedener Straftaten, von denen keine als solche eine besonders schwere Straftat darstellt, zu

bejahen.Für die Beurteilung nach Paragraph 6, Absatz eins, ZiAer 4, AsylG 2005 (unter Bedachtnahme auf die

unionsrechtlichen Vorgaben des Artikel 14, Absatz 4, Litera b, StatusRL) muss der Fremde wegen eines Verbrechens im

Sinn des Paragraph 17, StGB rechtskräftig verurteilt worden sein. Es muss sich bei der der Verurteilung

zugrundeliegenden Straftat um eine solche handeln, die angesichts ihrer spezi>schen Merkmale insofern eine

außerordentliche Schwere aufweist, als sie zu den Straftaten gehört, die die Rechtsordnung der betreAenden

Gesellschaft am stärksten beeinträchtigen. Dazu gehören beispielsweise Tötungsdelikte, Vergewaltigung,

Kindesmisshandlung, Brandstiftung, Handel mit Suchtgiften und Suchtmitteln, bewaAneter Raub, die Verletzung des

Rechtsgutes der sexuellen Integrität von Kindern und aus terroristischen Motiven begangene Straftaten. Bei der

Beurteilung, ob jene Straftat, derentwegen ein Drittstaatsangehöriger rechtskräftig verurteilt wurde, einen solchen

außerordentlichen Schweregrad aufweist, sind sämtliche besondere Umstände des Einzelfalls einzubeziehen,

insbesondere die für diese Straftat angedrohte und verhängte Strafe, die Art der Straftat, die erschwerenden und

mildernden Umstände, die Art und das Ausmaß der durch diese Straftat verursachten Schäden sowie das Verfahren

zur Ahndung der Straftat - etwa ob hinsichtlich eines Delikts auch bei geringerer Strafdrohung die Durchführung des

Hauptverfahrens des Strafverfahrens einem Geschworenengericht (Paragraph 31, Absatz 2, StPO) überantwortet ist -

zu berücksichtigen. Da jene Straftat, für die der Fremde verurteilt wurde, für sich genommen den genannten

Schweregrad aufweisen muss, ist es nicht statthaft, diesen Schweregrad durch die Kumulierung verschiedener

Straftaten, von denen keine als solche eine besonders schwere Straftat darstellt, zu bejahen.
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